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Längst überfällig
Kampagne für einheitliche Lehrer_innenbesoldung gestartet

Seit 2015 verstärkt die GEW 
Hamburg ihre Forderung nach 
A13 Z (s. auch Artikel von An-
dreas Hamm) bzw. E 13 für alle 
Grund-und Mittelstufenlehrkräf-
te, die eine vollständige Leh-
rerausbildung mit erstem und 
zweitem Staatsexamen haben. 
Jetzt legen wir noch einmal nach 
und starten unsere Kampagne 
in Hamburg mit starker Unter-
stützung der GEW-Initiative 
„JA13!“ auf Bundesebene. 

Welche Initiativen und Aktio-
nen sind bereits gelaufen?

Gemeinsam mit den Lan-
desverbänden Bremen und 
Schleswig-Holstein haben wir 
im Herbst 2015 an die sozial-
demokratischen Bildungsver-
antwortlichen appelliert, die 
Bezahlung der Gundschul- und 
Sek-I-Lehrkräfte endlich den 
anderen Lehrämtern anzupassen. 
Mit unterschiedlichen Gründen 
lehnten die Bildungsverantwort-
lichen unsere Forderungen ab. 

Bildungssenatorin Dr. Boge-
dan (SPD) in Bremen versteckte 
sich bei ihrer Antwort hinter dem 
Argument, dass sie als Senato-
rin eines sog. Nehmerlandes im 

Rahmen des Länderinanzaus-
gleichs keine Verbesserung bei 
der Bezahlung von Grundschul-
lehrkräften vornehmen könne. 
Die damalige Bildungsminis-
terin Ernst (SPD) in Schles-
wig-Holstein schuf im Januar 
2016 Fakten und manifestierte 
die ungerechte Bezahlung der 
Grundschullehrkräfte mit A12 

durch ein entsprechendes Besol-
dungsgesetz. Durch den Druck, 
den die GEW-Kolleg_innen 
in Schleswig-Holstein weiter 
machten, sah sich die Ministerin 
gezwungen, zumindest für die 
Kolleg_innen an den Gemein-
schaftsschulen mehr Geld in 
Aussicht zu stellen. Aber auch 

dieser angekündigte Schritt wur-
de erst umgesetzt, als die GEW-
Kolleginnen und -Kollegen auf 
die Straße gegangen sind. Unter 
bestimmten Voraussetzungen 
und entsprechenden Fortbildun-
gen wurden zum 1.12.2017 ca. 
1200 Grund- und Hauptschul-
lehrkräfte an Gemeinschafts-
schulen nach A13 bzw. E13 be-
fördert. Ein Skandal ist, dass die 
Lehrkräfte an den Grundschulen 
immer noch nicht berücksichtigt 
werden. Auch unter der neuen 
Bildungssenatorin Prien (CDU) 
hat sich daran nichts geändert. 

In Hamburg ist Bildungsse-
nator Rabe (SPD) der Meinung, 
dass die Grund- und Mittelstu-
fenlehrkräfte sehr wohl A13 
bzw. E13 verdient hätten, nur 
habe er dafür kein Geld. Dass der 
Hamburger rot-grüne Senat bei 
immer wieder stolz verkünde-
ten Haushaltsüberschüssen nicht 
auch an eine gerechte Bezahlung 
der Grund- und Mittelstufenlehr-
kräfte denkt und nicht mit sich 
reden lässt, ist für die GEW nicht 
hinnehmbar. 

Um den politischen Druck auf 
die sozialdemokratischen Bil-
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dungsverantwortlichen zu erhö-
hen, haben die drei GEW-Lan-
desvorsitzenden aus Bremen, 
Schleswig-Holstein und Ham-
burg eine Stellungnahme zum 
EqualPayDay am 19.3.2017 her-
ausgegeben und sie aufgefordert, 
ihrem Werbeslogan „Gleiches 
Geld für gleichwertige Arbeit 
von Männer und Frauen“ nach-
zukommen und die Grundschul-
lehrkräfte, die zu über 80 Prozent 
weiblich sind, endlich besser zu 
bezahlen. Eine von der GEW in 
Auftrag gegebene Studie belegt 
nämlich, dass aufgrund des ho-
hen Anteils von Frauen in dieser 
Schulform die A12 Besoldung 
von Frauen an Grundschulen 
eine mittelbare Diskriminierung 
darstellt.

Auf den Hamburger Gewerk-
schaftstagen 2015, 2016 und 
2017 haben wir immer wieder 
zu diesem Thema informiert, 
diskutiert und entsprechende Be-
schlüsse gefasst. 

Außerdem haben wir uns 
in Hamburg besonders bei der 
Kommentierung des Ergebnisses 
der Expert_innenkommission 
zur Reform der Lehrer_innenbil-
dung engagiert. Wir haben deut-
lich gemacht, dass wir gegen ein 
abgetrenntes Lehramt für Stadt-
teilschullehrkräfte sind und kri-
tisieren die Reduzierung auf ein 
reines Grundschullehramt. Bei-
des kann – neben der inhaltlichen 
Kritik, die wir daran haben – im 
Rahmen der Einkommensstruk-
tur dafür herhalten, die niedri-
gere Bezahlung der Grund- und 
Mittelstufenlehrkräfte zu zemen-
tieren. Die gesetzliche Vorlage 
zur Neuordnung der Lehramts-
ausbildung ist momentan in der 
Abstimmung zwischen den Be-
hörden. Die GEW Hamburg be-
obachtet dieses genau und wird 
entsprechend reagieren.

Senator Rabe hat mit der jetzt 
zum Schuljahresanfang in Kraft 
getretenen Besserstellung der 
Schulleitungen (A14) und Stell-
vertretungen (A13Z) kleiner 
Grundschulen einen Schritt in 
die richtige Richtung getan. Er 

begründet dies damit, dass man 
das Engagement und den pro-
fessionellen Einsatz an kleinen 
Grundschulen würdigen möchte. 
Der Ausbau des Ganztags und 
der generelle Aufgabenzuwachs 
werden dabei erwähnt. Dies ist 
richtig. Diese Argumente sind 
ebenfalls für eine Aufwertung 
der Arbeit der Lehrkräfte an 
Grund- und natürlich an Stadt-
teilschulen  heranzuziehen. 

Bei diesem Schritt darf es 
nicht bleiben. Grundschul- und 

Mittelstufenlehrkräfte arbeiten 
mit den heterogensten Schüler-
gruppen. Sie helfen Kindern, 
die Welt zu verstehen. Sie bilden 
Persönlichkeiten und wecken 
die Freude am Lernen. Sie ha-
ben eine lange wissenschaftliche 
Ausbildung, arbeiten kindbezo-
gen und theoretisch fundiert. Es 
gibt keinen Grund, diese Lehr-
kräfte an Hamburger Grund- und 
Stadtteilschulen anders zu be-
zahlen als andere Lehrämter!

Wie geht es jetzt weiter?
Um unseren Zielen Nachdruck 

zu verleihen, hat sich seit Anfang 
des Jahres dem Beschluss des 
Landesvorstands im Januar fol-
gend eine Arbeitsgruppe getrof-
fen und weitere Schritte auf den 
Weg gebracht. So wie Nordrhein 
Westfalen und Schleswig-Hol-
stein ihre Initiativen für JA13 
mit einem rechtlichen Gutachten 
untermauert haben, hat auch die 
GEW Hamburg – gemeinsam 
mit Bremen – für die ganz spe-
ziellen Besoldungsstrukturen ein 
juristisches Gutachten in Auftrag 
gegeben. Im Januar nächsten 
Jahres wird es so weit sein, dass 
wir das Ergebnis vorstellen kön-
nen. Dann können wir einschät-
zen, wie und in welcher Form 

der Klageweg beschritten wer-
den kann. 

Die rechtliche Seite ist aber 
nur ein Weg, um Bewegung in 
die Sache zu bringen. Das zei-
gen auch die Entwicklungen in 
Berlin. Dort ist für alle neu aus-
gebildeten Grundschullehrkräfte 
die E13 festgeschrieben worden. 
Allerdings scheut der Senat da-
vor, sein Versprechen, auch die 
Grundschullehrkräfte, die nach 
älteren rechtlichen Regelungen 
ausgebildet wurden, zeitnah und 
unkompliziert höher zu grup-
pieren, einzuhalten. Dazu sind 
in Berlin vor den Ferien 2000 
Kolleginnen und Kollegen auf 
die Straße gegangen. Das macht 
deutlich, dass am Ende das En-
gagement der Kolleg_innen 
zählt. 

Die Mitglieder der Arbeits-
gruppe kommen sehr gerne in 
die Kollegien, Betriebsgruppen, 
Lehrerkonferenzen oder Perso-
nalversammlungen in die Schu-
len und informieren über die 
Kampagne und Möglichkeiten 
der Unterstützung. Dazu nimmt 
die Geschäftsstelle (mescher@
gew-hamburg.de) gerne Anre-
gungen und Anfragen entgegen. 
Außerdem wäre es hilfreich, 
wenn es ganz konkrete Beispie-
le aus den Schulen gäbe, die 
deutlich machen, warum es hei-
ßen muss: JA13 für Grund- und 
Mittelstufenlehrkräfte! Sam-
melt Statements, macht Fotos, 
schreibt Artikel – einzelne oder 
als Gruppe – und schickt sie an 
die hlz (s. auch Artikel von Eva 
Klock); nächster Redaktions-
schluss ist der 1.11.17. 

Wer sich von euch an der wei-
teren Kampagnenplanung betei-
ligen möchte, kann an der nächs-
ten AG-Sitzung am 4.10.17, 15 
Uhr im Curiohaus (Anmeldung 
unter mescher@gew-hamburg.
de) teilnehmen. Meldet Euch 
und macht mit! 

ANJA BENSINGER-STOLZE,

Vorsitzende GEW Hamburg
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Auch für uns!
Warum die Arbeit einer 

Grundschullehrerin A13 wert ist

Eine wie ich, Jahrgang 1959 
und seit 1991 im Hamburger 
Schuldienst, aber aus einem an-
deren Bundesland, verdient A12. 
Zeitgleich haben meine Hambur-
ger Kolleg_innen ähnlicher Al-
tersstufe immer A13 bekommen, 
für genau die gleiche Arbeit.

Seit 2003 gibt es für alle Neu-
eingestellten nur noch A12 und 
Beförderungsstellen.

Mein Alltag als Klassenlehre-
rin, auch das bin ich durchgängig 
seit 1991, birgt sicherlich ganz 
andere Anforderungen als die 

der inanziell wesentlich besser 
gestellten Gymnasiallehrkräfte. 

Mein Alltag orientiert sich sehr 
am einzelnen Kind. Ich bin nicht 
nur dafür zuständig, Lesen, Sch-
reiben, Rechnen, Sport, Kunst 
und Sachunterricht, Musik und 
Religion zu vermitteln, sondern 
vorrangig auch dafür zu schau-
en, wie es meinen Kindern geht. 
Wie mache ich aus der mir an-
vertrauten Anzahl von Schüler_
innen, die je nach politischem 
Interesse in meinem Lehrerin-
nenleben zwischen 18 und 30+ 

schwankte, eine Klasse? Wie 
schaffe ich eine Gemeinschaft? 
Ein außerordentlich wichtiger 
Schritt für die 5- bis 7-jährigen 
Mädchen und Jungen, die ich 
mit dem Schuleintritt in Klasse 1 
kennen lerne.

Wen kann ich, wen muss ich 
fördern? Warum hat dieses Kind 
plötzlich so schlechte Ergebnisse 
in HSP oder HaReT? Sieht mei-
ne Schülerin nicht richtig, weil 
sie sich immer zu nah übers Heft 
beugt? Hört dieser kleine Jun-
ge schlecht oder versteht er nur 
nicht alles in meiner Sprache? 
Warum kann dieses schlaue Kind 
komplizierte Aufgabenstellun-
gen lösen, scheitert aber an der 
Rechtschreibung? Vielleicht ist 
es doch sinnvoll, diesem Schüler 
die Schreibschrift zu ersparen? 
Ein Kind sprengt regelmäßig den 
Unterricht. Es ist laut und rück-
sichtslos und hält sich selten an 
Regeln. Haben die anderen 17- 
bis 29 Kinder nicht das Recht auf 
ungestörtes gewaltfreies Lernen? 
Wie helfe ich diesem Kind und 
auch allen anderen in der Klas-
se? 

Eine Diagnostik in der Grund-
schulzeit beinhaltet immer auch 
die Frage nach den persönlichen 
Umständen: Fluchterfahrung, 
Armut, Desinteresse zu Hause, 
Krankheit eines Elternteils, zu 
viel Medienkonsum, Vernachläs-
sigung oder ganz etwas anderes. 
Es gibt ganz schlaue Kinder, die 
mit den Anforderungen nicht 
zu Recht kommen, oder durch-
schnittlich begabte, die einen 
großen Ehrgeiz haben und viel 
mehr schaffen. Wie werde ich 
dem jeweiligen Kind gerecht, 
wenn ich es fördere? Ist es nach 
14 Uhr nicht viel zu spät, etwas 
zu erreichen? 

Bildung. Weiter denken!

 … sie setzeŶ IŶklusioŶ uŵ

 … sie helfeŶ KiŶderŶ, die Welt zu ǀersteheŶ

 … sie haďeŶ eiŶe laŶge ǁisseŶsĐhat liĐhe AusďilduŶg

 … sie arďeiteŶ kiŶdďezogeŶ uŶd theorei sĐh fuŶdiert

 … sie ďildeŶ PersöŶliĐhkeiteŶ

 … sie ǁeĐkeŶ die Freude aŵ LerŶeŶ

 … sie stoßeŶ pädagogisĐhe ReforŵeŶ aŶ

 … alles ďegiŶŶt ŵit guter BilduŶg!

 JA ϭϯ! GruŶdsĐhullehrerinnen 
 ǀerdieŶeŶ ŵehr, deŶŶ …
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Fehlt ein Kind morgens und 
ist nicht abgemeldet, rufe ich zu 
Hause an. Mit Glück habe ich 
eine Telefonnummer, die gilt 
und unter der sich jemand mel-
det. Sonst muss gegebenenfalls 
jemand ausrücken, um das Kind 
ausindig zu machen.

Wenn mir ein Schüler erzählt, 
Papa habe ihn gestern gezwun-
gen, mit Zeigeinger auf dem Bo-
den und einem Bein in der Luft 
zu stehen, muss ich schauen, 
was ich tun kann. Eltern anrufen, 
Gesprächstermine vereinbaren, 
das Jugendamt informieren, mit 
Familienhilfen Kontakt aufneh-
men, Beratungsstellen kontaktie-
ren, Rebus oder ReBBZ verstän-
digen und mehr. 

Was tue ich, wenn mir eine 
Schülerin ein selbst gemaltes 
Bild zeigt, dass auf einen sexuel-
len Übergriff hindeuten könnte? 
Jugendamt, Beratungsstellen für 
Missbrauch, eventuell die Mut-
ter? Wie gehe ich am besten vor, 
ohne noch mehr anzurichten? 
Was darf ich? Wenig. Wer unter-
stützt mich? 

Die großen Probleme hinter-
lassen Spuren, denn die Hilfe ist 
immer zu wenig.

Bei einem Kind drängt sich 
der Verdacht auf, dass es ver-
nachlässigt und vielleicht ruhig 
gestellt wird. Ich werde von Be-
ratungsstelle zu Beratungsstel-
le weiter geleitet und lande im 
Nichts.

Konnte ich dem Kind helfen, 
das von größeren Schülern im 
Bus belästigt und um Geld er-
presst wurde?

Leichter geht es bei Kindern, 
die immer ohne Frühstück kom-
men, da ist direkte Hilfe mög-
lich. Aber was ist mit denen, die 
sich morgens aufs Kuschelsofa 
legen und stundenlang auch bei 
großer Lautstärke schlafen, nicht 
nur einmal? 

Nicht nur manchmal bin ich 
eine Detektivin auf den Spuren 
des Kindes. Mal reicht eine trös-
tende Umarmung oder auch ein 
Gespräch mit den Eltern. Zeit-
weise hilft vielleicht die Polizei.

Tue ich das richtige für jedes 
einzelne Kind? Kann ich noch 
schlafen, wenn ich nichts er-
reicht habe?

Meine Arbeit mache ich nach 
wie vor gern, auch nach Grund-
schule, Primarschulabteilung 
einer Gesamtschule und Unter-
richt in Klasse 5/6/7 in Mathe-
matik. Im Anschluss verlässliche 
Grundschule, danach AZM, Ar-
beit in integrativen Regelklassen 
mit mal 30 Kindern, mal unter 20 
Schüler_innen. Zwischendurch 
viel Arbeit für die Primarschu-
le, die als Idee leider scheiterte. 
Dann 2010 Leitung einer ersten 
Inklusionsklasse mit zwei Kin-
dern mit geistiger Entwicklungs-
verzögerung und diversen (da-
mals so genannten) EUSE-Kin-
dern, ohne dass so recht jemand 
wusste, wie das am besten geht. 
Nun Regelklasse mit Lernbüro. 

Spätestens in Klasse 3 muss 
ich mehr Leistung beurteilen, als 
mir lieb ist. Noten zu geben be-
deutet auch immer 5en zu ertei-
len. Nützt das überhaupt jeman-
dem etwas? Dem Kind sicher 

nicht. Der große Spagat ist zwi-
schen individuellem Lernen und 
gleichem Bewerten. In Klasse 4 
kommen die Empfehlungen für 
die weitere Schullaufbahn; eine 
Aufgabe, die ich mit sehr gro-
ßer Sorgfalt erledige und durch-
aus abwäge, ob eventuell diese 
Schülerin oder jener Schüler auf 
dem Gymnasium Abitur machen 
kann, auch wenn ich weiß, dass 
es wenig Unterstützung von zu 
Hause geben kann oder wird. 
Wird dieses Kind, das ich in den 
letzten Jahren in der Regel gut 
kennen gelernt habe, gegebe-
nenfalls verkraften zu scheitern? 
Habe ich überall die beste Emp-
fehlung gegeben? Schließlich ist 
die Empfehlung eine richtung-
weisende Entscheidung.

Immer wieder gibt es ganz 
verschiedene Anforderungen 
des Systems. Was aber dauerhaft 
bleibt, ist die Sorge um jedes ein-
zelne Kind. 

Eine funktionierende Klasse 
hat immer etwas von Familie. 
Die Grundschulzeit ist ein schüt-
zender Rahmen für alle Kinder; 
ein Raum, um sich auszupro-
bieren, sich zu streiten, zu sein, 
voneinander und miteinander zu 
lernen, gemeinsam zu lernen, 
das Lernen zu lernen. Nichts 
ist schulisch wichtiger als diese 
Grundlage für ein erfolgreiches 
Leben, für eine spätere Ausbil-
dung oder ein Studium, für die 
lebenslange Freude am Lernen. 

Ja, auch dafür haben wir A13 
verdient. JA13!

EVA KLOCK

Grundschule Brehmweg

Für HesseŶ ist eďeŶfalls ǀoŶ VergleiĐhďarkeit auszugeheŶ, 
auĐh ǁeŶŶ das Studiuŵ für Lehraŵt aŶ GruŶdsĐhuleŶ eiŶ 
Jahr kürzer ist als das für Lehraŵt aŶ GyŵŶasieŶ. Wie 
ďereits eiŶleiteŶd ďei deŶ GruŶdzügeŶ des BesolduŶgs
reĐhts dargestellt, ďedarf es ŶaĐh § ϭϱ Aďs. ϰ Nr. ϭ HBG 
für die )ulassuŶg zu deŶ LaubahŶeŶ des höhereŶ DieŶs
tes ŵiŶdesteŶs deŶ erfolgreiĐheŶ AďsĐhluss eiŶes Master
studiuŵs oder eiŶes gleiĐhǁerigeŶ HoĐhsĐhulstudiuŵs. 
Daŵit ǁird aŶ deŶ AďsĐhluss des Studiuŵs selďst aŶge
kŶüpt, ǁas auĐh hier deutliĐh für die VergleiĐhďarkeit 

MögliĐhe UŶtersĐhiede ďei deŶ StudieŶiŶhalteŶ ďetrefeŶ 

Frage der ReĐhferiguŶg eiŶer uŶgleiĐheŶ BetrofeŶheit 
;siehe dazu C.IV.Ϯ.Ϳ.ϭϲϯ

ď)  Besteht eiŶ UŶtersĐhied iŶ der  
BetrofeŶheit der GesĐhleĐhter?

Des WeitereŶ ŵüssteŶ die GesĐhleĐhter durĐh die uŶglei
Đhe BesolduŶg ǀergleiĐhďarer TäigkeiteŶ iŶ uŶtersĐhiedli
Đheŵ Grad ďetrofeŶ seiŶ. Die uŶtersĐhiedliĐhe BetrofeŶ

GesĐhleĐhter iŶ deŶ VergleiĐhsgruppeŶ ďesiŵŵt ǁerdeŶ. 
Die LaŶdesgleiĐhstelluŶgsgesetze HesseŶs uŶd NordrheiŶ-
WesfaleŶs ǀerlaŶgeŶ daďei, dass siĐh die iŶfrage ste
heŶde MaßŶahŵe „auf eiŶ GesĐhleĐht ǁeseŶtliĐh selte
Ŷer ǀorteilhat oder ǁeseŶtliĐh häuiger ŶaĐhteilig aus
ǁirkt als auf das aŶdere“, siehe B.II.ϯ.ĐͿ. 

Dazu ǁäre der AŶteil ǀoŶ FraueŶ aŶ deŶ GruŶdsĐhul-
lehrer_iŶŶeŶ ;A ϭϮͿ iŵ VergleiĐh zuŵ AŶteil der FraueŶ aŶ 
deŶ LehrkräteŶ aŶ GyŵŶasieŶ, die ŶaĐh A ϭϯ ďesoldet 
ǁerdeŶ, festzustelleŶ. 

Auf deŶ ersteŶ BliĐk sĐheiŶt die Lage eiŶdeuig zu seiŶ: 
GruŶdsĐhullehrkräte siŶd zu eiŶeŵ üďerǁäligeŶdeŶ 

AŶteil FraueŶ. IŶ der Studie des AkioŶsrats BilduŶg zu 
GesĐhleĐhterdifereŶzeŶ iŵ BilduŶgssysteŵ heißt es: 
„AufgruŶd der historisĐheŶ EŶtǁiĐkluŶg siŶd die Lehr
kräte iŶsďesoŶdere iŵ PriŵarsĐhulďereiĐh tradiioŶell 
ǁeiďliĐh, dies ďelegeŶ auĐh ϮϬϬϲ die für die aŶ IGLU 
ďeteiligteŶ BilduŶgssysteŵe erhoďeŶeŶ DateŶ zu dieseŵ 
Aspekt. DeŵŶaĐh stelleŶ FraueŶ ϴϵ ProzeŶt der Lehr
kräte aŶ PriŵarsĐhuleŶ iŶ DeutsĐhlaŶd.“ 

Für die FeststelluŶg eiŶer gesĐhleĐhtsspeziisĐheŶ BeŶaĐh

geŶoŵŵeŶ jedoĐh ŶiĐht aus, da sie keiŶe AussageŶ üďer 
die BetrofeŶheit ǀoŶ FraueŶ iŶ der VergleiĐhsgruppe 

ǁeil iŵ deutsĐheŶ SĐhulsysteŵ iŶsgesaŵt üďer die Lehr
aŵtstypeŶ hiŶǁeg ǀiele FraueŶ ďesĐhätigt siŶd. Es ist 
deshalď festzustelleŶ, ǁie hoĐh der AŶteil der ǁeiďliĐheŶ 
Lehrkräte uŶter deŶ ŶaĐh A ϭϯ ďesoldeteŶ LehrkräteŶ iŵ 
GyŵŶasialďereiĐh ist, oď also iŶ der hier zuŵ VergleiĐh 
heraŶgezogeŶeŶ RefereŶzgruppe der Lehrkräte aŶ 
GyŵŶasieŶ eiŶ deutliĐh geriŶgerer AŶteil aŶ FraueŶ als iŵ 
GruŶdsĐhulďereiĐh täig ist.

Als staisisĐhe DateŶ zur FeststelluŶg ǀoŶ GesĐhleĐhtsuŶ

FraueŶaŶteil uŶter deŶ LehraŵtsstudeŶt_iŶŶeŶϭϲϱ 

DateŶ des staisisĐheŶ BuŶdesaŵtes zu LehrkräteŶ ;ϮͿ ǀor.

;ϭͿ LehraŵtsstudeŶt_iŶŶeŶ
Uŵ eiŶe uŶtersĐhiedliĐhe BetrofeŶheit der FraueŶ festzu
ŵaĐheŶ uŶd iŶsoferŶ die FraueŶaŶteile iŶ deŶ GruppeŶ der 
GruŶdsĐhul- uŶd GyŵŶasiallehrkräte zu uŶtersĐheideŶ, 
ďedarf es DateŶ, die ŶaĐh deŶ ǀersĐhiedeŶeŶ Lehraŵts-
typeŶ difereŶziereŶ. Hier koŵŵeŶ zuŶäĐhst DateŶ zuŵ 
FraueŶaŶteil uŶter deŶ LehraŵtsstudiereŶdeŶ für die 
uŶtersĐhiedliĐheŶ SĐhulforŵeŶ iŶ BetraĐht. Sie siŶd für das 
WiŶterseŵester ϮϬϭϯ/ϭϰ ǁie folgt ausgeǁertet ǁordeŶ:

ϭϲϯ  So auĐh JuŶge/AlďreĐht, S. ϭϲ f, allerdiŶgs iŵ HiŶďliĐk auf Art. ϯ 
Aďs. ϭ GG; Vgl. auĐh GesetzeseŶtǁurf der LaŶdesregieruŶg, SĐhlesǁig-
HolsteiŶisĐher LaŶdtag, SH Drs. ϭϴ/ϮϴϳϬ, S. Ϯϵ.

ϭϲϱ Weeďer/Hoďler, ϮϬϭϱ.
ϭϲϲ Weeďer/Hoďler, ϮϬϭϱ, S. ϲ.

StudiereŶde für LehraŵtstypeŶ Frauen MäŶŶer IŶsgesaŵt FraueŶaŶteil
Lehraŵtstyp ϭ Ϯϯ.Ϭϯϰ ϯ.ϯϯϮ Ϯϲ.ϯϲϲ ϴϳ,ϯϲ
Lehraŵtstyp Ϯ ϭϬ.ϲϭϳ 2.692 ϭϯ.ϯϬϵ ϳϵ,ϳϳ
Lehraŵtstyp ϯ Ϯϱ.ϰϮϱ ϭϯ.ϵϮϵ ϯϵ.ϯϱϰ 64,61

Lehraŵtstyp ϯ/ϰ ϳϬϵ ϱϰϵ ϭ.Ϯϱϴ ϱϲ,ϯϱ
Lehraŵtstyp ϰ ϲϯ.Ϭϳϱ ϰϮ.ϵϭϯ ϭϬϱ.ϵϴϴ ϱϵ,ϱϭ
Lehraŵtstyp ϱ ϴ.Ϭϯϭ ϱ.ϰϬϴ ϭϯ.ϰϯϵ ϱϵ,ϳϲ
Lehraŵtstyp ϲ 12.449 ϯ.ϬϯϮ ϭϱ.ϰϴϭ 80,41

SoŶsige ϭϯ.ϮϬϵ 8.284 Ϯϭ.ϰϵϯ 61,46

Quelle: erstellt ŶaĐh Weeďer/Hoďler, ϮϬϭϱ, S. Ϯϴ.

Ϯ8

Mitelďare GesĐhleĐhtsdiskriŵiŶieruŶg ďei der BesolduŶg ǀoŶ GruŶdsĐhullehrkräteŶ ŶaĐh A ϭϮ

Ϯ8 MITTELBARE ENTGELTDISKRIMINIERUNG VON GRUNDSCHULLEHRERINNEN

Mittelbare Geschlechterdiskriminierung nicht zu übersehen (Februar 2016)
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Ein steiniger Weg
Geschichte eines gewerkschaftlichen 

Kampfes

1966 veröffentlichte die HLZ 
einen Artikel unter der Über-
schrift „Der Weg zum Referen-
dariat. 1848 – 1966: 118 Jahre 
Kampf um die akademische 
Lehrerbildung“.

Der Autor feiert auf vier HLZ 
– Seiten den Kampf der Gesell-
schaft der Freunde und der GEW 
um eine gleiche Lehrerbildung 
für die Lehrkräfte aller Schulfor-
men. Es gipfelt in dem Satz „Mit 
der Einführung des Referendari-
ates erhalten alle Volksschulleh-
rer künftig das gleiche Maß an 
Bildung und Ausbildung wie die 
Gymnasiallehrer, wie überhaupt 
die Angehörigen jedes akademi-
schen Berufes.“

Der Satz drückt das Ziel aus: 
Es ging um die gleiche wissen-
schaftliche Ausbildung an der 
Universität für alle Lehrkräfte. 
Dieses Ziel wurde erreicht, die 
neue Lehrerausbildung begann 
am 1. April 1967. In einer Mit-
teilung des Senats an die Bürger-
schaft vom 1. November 1966 
informierte der Senat ofiziell 
über die „Neugestaltung der 
Ausbildung für das Lehramt der 
Volks- und Mittelschulen“. Er 
betrachtete die Neugestaltung 
als einen großen bildungspoliti-
schen Fortschritt. Hamburg war 
damit führend in der BRD.

Dem Senat war auch klar – 
und das war auch gewollt –, dass 
dies Auswirkungen auf die Be-
soldung haben sollte und müss-
te. „Nach Auffassung des Senats 
erfüllen die künftigen Volks- und 
Mittelstufenlehrer mit (damals 
noch A. H.) sechssemestrigem 
Studium und zweijährigem Vor-
bereitungsdienst die beamten-
rechtlich für den höheren Dienst 
vorgesehenen Merkmale und 
damit die Voraussetzung für eine 
Einstufung in die Besoldungs-
gruppe A 13. Eine Einbeziehung 

in die Regelbeförderung in die 
Besoldungsgruppe A 14 kommt 
nicht in Betracht, weil es dafür 
die erforderlichen Beförderungs-
ämter im Bereich der Volks- und 
Mittelschulen nicht gibt.“

Gleichzeitig wies der Senat 
aber auch darauf hin, dass die 
übrigen Bundesländer „erhebli-
che Bedenken“ gegen eine Be-
soldung nach A 13 hatten.

Der Kampf um A 13 ist
eröffnet

Mit dieser Ausgangslage war 
klar: A 13 würde es nur geben, 
wenn der Senat genug Mumm 
für diese Reform aufbringen 
würde und die übrigen Bundes-
länder zumindest still halten 
würden.

Schaut man sich die Jah-
resbände der HLZ der folgen-
den Jahre an, so sieht man: die 
Lehrerbesoldung war das be-
herrschende Thema der GEW. 
Es wurden verschiedene Model-
le diskutiert, auch eine spezielle 
Lehrerbesoldung (L-Besoldung).

Mit dem 16. Gesetz zur Än-
derung des hamburgischen Be-
soldungsgesetzes vom 19. Mai 
1969 wurde das Ziel erreicht. 
Die Änderung war kurz und 
knackig: „Eingefügt werden die 
Wörter: Studienrat an Volks- und 
Realschulen.“

Ein riesiger Erfolg der GEW, 
die nach der Reform der Lehrer-
ausbildung nun auch maßgeblich 
die Besoldung der Lehrkräfte 
(im übrigen nicht nur die der 
Volks- und Realschullehrer_in-
nen) durchgesetzt hatte.

Damit war allerdings der 
Kampf und die Lehrerbesoldung 
nicht zu Ende. Insbesondere gab 
es den Widerstand der übrigen 
Bundesländer, die grundsätz-
lich auf einer einheitlichen und 
niedrigeren Lehrerbesoldung 

bestanden. Immer wieder gab 
es Versuche, die Lehrerbesol-
dung in Hamburg auszuhebeln. 
Dies wurde damit beendet, dass 
im Bundesbesoldungsgesetz ein 
Passus eingefügt wurde, nach 
dem die Bundesländer Hamburg 
und Bremen ihre Lehrkräfte aus-
nahmsweise nach A 13 besol-
den durften. Das brachte für die 
Lehrerbesoldung in Hamburg 
zwei Probleme mit sich.

Zum einen gab es natürlich 
viele Lehrkräfte, die vor der 
Reform der Lehrerausbildung 
in den Dienst gekommen waren 
und höchstens nach A 12 besol-
det wurden. Für diese konnte die 
GEW eine Überleitungsreglung 
durchsetzen, den sog. Stufen-
plan. Maßgeblich daran beteiligt 
war der Kollege Thies Jensen, 
damals Vorsitzender der GEW. 
Der Stufenplan trat 1971 in 
Kraft. Ab dem 1.1.1974 sollten 
alle Lehrkräfte übergeleitet sein.

In einem anderen Punkt konn-
te sich die GEW nicht durch-
setzen. Die Besoldung nach A 
13 galt nur für Lehrkräfte der 
Grund- und Mittelstufe, die in 
Hamburg ausgebildet worden 
waren. Für Bewerber_innen aus 
anderen Bundesländern mit ent-
sprechenden Lehrämtern galt 
das Bundesbesoldungsgesetz. 
Das sah nur A 12 vor. Dies blieb 
ein ständiger Streitpunkt, wie der 
Autor aus seiner Tätigkeit bei 
der GEW seit 1985 oft erfahren 
musste.

A 13 ohne Beförderung
Und noch ein Punkt blieb of-

fen. Für die Studienrät_innen an 
Volks- und Realschulen gab es 
keine Beförderung nach A 14. 
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Dazu ein kleiner Auslug in das 
Laufbahnrecht.

In den siebziger Jahren gab 
es vier Laufbahnen: den einfa-
chen, den mittleren, den geho-
benen und den höheren Dienst. 
Das Amt A 13 war das Endamt 
der Laufbahn des gehobenen 
Dienstes, gleichzeitig aber auch 
das Eingangsamt des höhren 
Dienstes. Unterscheidbar 
in der Besoldung waren die 
Ämter durch die allgemei-
ne Zulage für den höheren 
Dienst (A 13Z) und die Be-
förderungsmöglichkeit des 
höheren Dienstes nach A 14.

Knapp und prägnant lau-
tete die Forderung der GEW: 
„Alle Lehrer in den höheren 
Dienst“ (HLZ 1974). Dieser 
Satz ist geradezu prophetisch: 
Genau das fordert die GEW 
auch im Jahre 2017. A 13 Z 
für alle bedeutet nichts an-
deres als „alle Lehrer in den 
höheren Dienst“.

In den folgenden Jahren 
gab es immer wieder Ausei-
nandersetzungen um die Be-
soldung, es drohte die Rück-
stufung. 1975 wurde end-
gültig geklärt: Hamburg darf 
seine Lehrkräfte nach A 13 be-
solden. Danach wurde es, abge-
sehen von einigen Scharmützeln, 
ruhig um die Lehrerbesoldung.

CDU/Schill Senat greift 
Lehrerbesoldung an

Das änderte sich erst mit dem 
CDU/Schill Senat, der 2001 ins 
Amt kam. Am 10. 12. 2002 leg-
te der Senat der Bürgerschaft 
einen Gesetzentwurf vor, der 
die Lehrerbesoldung für künf-
tige Lehrkräfte mit Hamburger 
Ausbildung auf A 12 absenkte 
und nur noch 40 Prozent Beför-
derungsämter nach A 13 für die 
Grund- und Mittelstufe vorsah. 
Die GEW versuchte, eine Be-
wegung gegen diese Pläne auf 
die Beine zu stellen, was leider 
misslang. Außer den direkt be-
troffenen Referendar_innen wa-
ren kaum Kolleginnen und Kol-
legen zu mobilisieren. Eine Ur-

sache dafür dürfte darin liegen, 
dass seit 1975 die Besoldung 
nach A 13 als selbstverständlich 
angesehen wurde und direkt 
betroffen davon nur künftige 
Lehrergenerationen waren. Die 
bildungspolitische Bedeutung 
dieser Reform der siebziger Jah-
re war in Vergessenheit geraten.

In der Gesetzesbegründung 
wies der Senat zynisch darauf 
hin, dass von der Ausnahmerege-
lung des Bundesbesoldungsge-
setzes ja immer noch Gebrauch 
gemacht werde. Denn schließ-
lich werde in keinem Bundes-
land ein_e Grundschullehrer_in 
nach A 13 befördert.

In seiner Stellungnahme zur 
gewerkschaftlichen Kritik teilte 
der Senat lapidar mit: „Das Aus-
bildungsniveau allein begründet 
noch keinen Anspruch auf eine 
bestimmte besoldungsgesetzli-
che Einstufung.“ Auch die übri-
gen Kritikpunkte wie Attraktivi-
tät des Lehrerberufes, Vergleich-
barkeit mit anderen universitären 
Abschlüssen z. B. bei Juristen, 
Durchlässigkeit des Schulwe-
sens wies der Senat zurück.

Warum A 13 Z jetzt?
Seit 2002 ist die Lehreraus-

bildung nicht stehen geblieben. 
Im Rahmen des Bologna-Pro-
zesses mit seinen Bachelor- und 
Masterabschlüssen wurde die 
Lehrerausbildung bundesweit 
vereinheitlicht. Inzwischen er-
fordern die Ausbildungsgänge 
aller Lehrämter einen Masterab-
schluss und einen Vorbereitungs-

dienst für die Einstellung in 
den Schuldienst als Lehrerin 
oder Lehrer. Im Umfang der 
Ausbildung gibt es keinen 
Unterschied mehr zwischen 
den Lehrämtern des höhe-
ren Dienstes (Gymnasium, 
Beruliche Schulen und Son-
derschulen) und denen der 
Grund- und Mittelstufe. Na-
türlich sind die Ausbildungs-
inhalte unterschiedliche. Das 
ist natürlich auch bei anderen 
Masterabschlüssen außerhalb 
des Schuldienstes so. Die 
Wertigkeit der Ausbildung ist 
gleich.

Dies hat das Thema 
„Lehrerbesoldung“ wieder 
zu einem Thema der GEW 
gemacht. Der letzte Bundes-
kongress im Mai hat das Ziel 
noch einmal bestätigt. 

A 13 Z für alle Lehrkräfte
mit Masterabschluss und 
Vorbereitungsdienst

Nun ist es Aufgabe der Lan-
desverbände, tätig zu werden. 
Der Landesverband NRW hat 
bereits dazu ein ausführliches 
Gutachten vorgelegt und eine 
Kampagne gestartet. Ähnlich 
der Landesverband Schleswig-
Holstein. Die Landesverbände 
Hamburg und Bremen haben, 
insbesondere auf Grund ihrer be-
sonderen Geschichte, ebenfalls 
ein Gutachten in Auftrag gege-
ben. Mit diesem Gutachten, das 
Ende November vorliegen wird, 
wird die GEW eine Kampagne 
für eine Lehrerbesoldung starten. 
Unser Slogan heute heißt: A 13 Z 
für alle. So wie es die GEW1974 
mit der Forderung „Alle Lehrer 
in den höheren Dienst“ getan hat.

ANDREAS HAMM

GEW-Referent (ehem.)

GEW-Aktive Ende der 1970er Jahre – Auch 

damals galt: Ohne Druck von der Straße 

läuft nichts

F
o
to

: 
M

ic
h
a
e
l 
M

e
y
b

o
rg

 /
 G

E
W


